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Teil II - Regelungen über Voraussetzungen, Art und Intensität der Förderung 
 
A. Gewerbliche Wirtschaft (einschließlich gemeinnützige außeruniversitäre wirtschafts-

nahe Forschungseinrichtungen) 
 
 
1. Allgemeines1 
 

1.1 Grundsätze der Förderung der gewerblichen Wirtschaft (einschließlich gemeinnützige außeruni-
versitäre wirtschaftsnahe Forschungseinrichtungen) 

Mit Haushaltsmitteln der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (im Folgenden: 
GA-Mittel) können Vorhaben der gewerblichen Wirtschaft gefördert werden, durch die die Wettbewerbs- und An-
passungsfähigkeit der Wirtschaft gestärkt und neue Arbeitsplätze geschaffen bzw. vorhandene Arbeitsplätze gesi-
chert werden. 

1.1.1 GA-Mittel dürfen nur in den im Rahmenplan ausgewiesenen Fördergebieten eingesetzt werden. Die Förder-
gebiete werden wie folgt unterteilt: 

• Fördergebiete mit ausgeprägtem Entwicklungsrückstand mit Genehmigung nach Art. 87 Abs. 3 Buchstabe a) 
EG-Vertrag (A-Fördergebiete)2, 

• Fördergebiete mit schwerwiegenden Strukturproblemen mit Genehmigung nach Art. 87 Abs. 3 Buchstabe c) 
EG-Vertrag (C-Fördergebiete) 2, 3, 

• Fördergebiete mit schwerwiegenden Strukturproblemen, in denen GA-Mittel auf der Grundlage der Verordnung 
(EG) Nr. 70/2001 der Kommission über die Anwendung der Art. 87 und 88 EG-Vertrag auf staatliche Beihilfen 
an kleine und mittlere Unternehmen (ABl. EG Nr. L 10/33 vom 13. Januar 2001 i.V. m. Verordnung (EG) Nr. 
1976/2006 der Kommission vom 20. Dezember 2006 (ABl. EG L 368/85 vom 23. Dezember 2006, befristet bis 
30. Juni 2008) und der Verordnung (EG) Nr. 1998/2006 der Kommission vom 15. Dezember 2006 (ABl. EG Nr. 
L 379/5 vom 28. Dezember 2006) über die Anwendung der Art. 87 und 88 EG-Vertrag auf „De-minimis“-
Beihilfen gewährt werden können (D-Fördergebiete). 

Daneben sind Gebiete festgelegt, um förderbedingte Spannungen zwischen Gebieten mit hoher Förderpräferenz und 
Gebieten ohne Förderung abzubauen, in denen keine GA-Mittel gewährt werden (E-Gebiete). 

1.1.2 Ein Rechtsanspruch auf GA-Mittel besteht nicht. 

1.1.3 Die GA-Mittel sind zusätzliche Hilfen. Sie sind deshalb nicht dazu vorzusehen, andere öffentliche Finanzie-
rungsmöglichkeiten ohne regionale Zielsetzung zu ersetzen. Der Antragsteller hat sich angemessen an der Finanzie-
rung zu beteiligen. 

                                                 
1 Gemäß dem Recht der Europäischen Gemeinschaften sind die Voraussetzungen, Art und Intensität der Förderung 

auf die spezifische Zweckbestimmung der Beihilfe auszurichten. Teil II - A bildet die Rechtsgrundlage zur Ver-
gabe von Beihilfen  im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1628/2006 der Kommission vom 24. Oktober 2006 über 
die Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf regionale Investitionsbeihilfen der Mitgliedstaaten (ABl. 
EG L 302/29 vom 1. November 2006), im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 70/2001 der Kommission über die 
Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf staatliche Beihilfen an kleine und mittlere Unternehmen (ABl. 
EG L 10/33 vom 13. Januar 2001 i.V. m. Verordnung (EG) 1976/2006 der Kommission vom 20. Dezember 2006 
(ABl. EG L 368/85 vom 23. Dezember 2006, befristet bis 30. Juni 2008), der Verordnung (EG) 1998/2006 der 
Kommission vom 15. Dezember 2006 (ABl. EG Nr. L 379/5 vom 28. Dezember 2006 und des Gemeinschafts-
rahmens zur Verarbeitung und Vermarktung von landwirtschaftlichen Produkten im Sinne von Anhang I. Die 
Verordnungen und die Mitteilungen der Kommission in der jeweils geltenden Fassung  sind bei der konkreten 
Vergabe von Beihilfen zu beachten. 

2 vgl. Entscheidung der Europäischen Kommission zur deutschen Fördergebietskarte vom 8. November 2006 (ABl. 
EG C 295/6 vom 5. Dezember 2006). 

3 Die Kreise Celle, Cuxhaven und Lüneburg unterliegen der Genehmigung nach Art. 87 Abs. 3 Buchstabe a) EG-
Vertrag. 
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1.1.4 Maßgeblich für die Beurteilung der Förderfähigkeit eines Vorhabens ist der Zeitpunkt der Entscheidung über 
die Bewilligung der GA-Förderung. Änderungen der Regelungen über Voraussetzungen, Art und Intensität der För-
derung durch Verabschiedung eines neuen Rahmenplans oder während der Laufzeit eines geltenden Rahmenplans 
gelten für alle Anträge, die nach dem Zeitpunkt der Veröffentlichung der Änderungen im Bundesanzeiger gestellt 
werden, es sei denn, die Neuregelung enthält eine insoweit abweichende Bestimmung über die zeitliche Geltung4. 
 

1.2 Förderverfahren 

1.2.1 Die GA-Mittel werden als Zuschüsse auf Antrag gewährt. Anträge müssen vor Beginn des Vorhabens bei ei-
ner zur Entgegennahme von Anträgen berechtigten Stelle5 gestellt werden. Anträge sind auf amtlichem Formular6 
zu stellen. Die bewilligende Stelle muss vor Beginn des Investitionsvorhabens schriftlich bestätigen, dass die För-
dervoraussetzungen vorbehaltlich einer detaillierten Prüfung dem Grunde nach erfüllt werden. 

Beginn des Investitionsvorhabens ist grundsätzlich der Abschluss eines der Ausführung zuzurechnenden Liefe-
rungs- oder Leistungsvertrages. Bei Baumaßnahmen gelten Planung und Bodenuntersuchung sowie sonstige vorbe-
reitende Maßnahmen nicht als Beginn des Vorhabens. Der Grunderwerb, mit Ausnahme des Erwerbs einer stillge-
legten oder von Stilllegung bedrohten Betriebsstätte, ist nicht als Beginn des Vorhabens anzusehen. 

Zeitpunkt der Anschaffung ist der Zeitpunkt der Lieferung. Ist Gegenstand eines Kaufvertrages über ein Wirt-
schaftsgut auch dessen Montage durch den Verkäufer, so ist das Wirtschaftsgut erst mit der Beendigung der Monta-
gearbeit geliefert. Zeitpunkt der Herstellung ist der Zeitpunkt der Fertigstellung. Ein Wirtschaftsgut ist fertig ge-
stellt, sobald es seiner Zweckbestimmung entsprechend genutzt werden kann. Die Begriffe „Anschaffung“ und 
„Herstellung“ sind im steuerrechtlichen Sinn zu verstehen7. 

1.2.2 Antragsberechtigt für die Förderung von Investitionen der gewerblichen Wirtschaft (Ziffer 2) ist, wer die be-
triebliche Investition vornimmt. Bei im Rahmen einer steuerlich anerkannten Betriebsaufspaltung, einer Mitunter-
nehmerschaft im Sinne des § 15 Einkommensteuergesetzes oder einer Organschaft verbundenen Unternehmen ist 
derjenige antragsberechtigt, der die Wirtschaftsgüter in der Betriebsstätte im Fördergebiet nutzt.  

1.2.3 Sollen die zu fördernden Wirtschaftsgüter nicht beim Antragsteller, sondern beim Vermieter bzw. Leasing-
geber aktiviert werden, kann eine Förderung nur erfolgen, wenn ein verbindliches Angebot des Vermieters bzw. 
Leasinggebers zugunsten des Antragstellers zum Abschluss eines Miet- oder Leasingvertrages über das zu fördern-
de Wirtschaftsgut vorliegt. 

Antragsberechtigt ist der Mieter bzw. Leasingnehmer der zu fördernden Maßnahme. In diesem Fall haften Mieter 
und Vermieter bzw. Leasingnehmer und Leasinggeber für die Investitionszuschüsse gesamtschuldnerisch. Die ge-
samtschuldnerische Haftung des Vermieters bzw. Leasinggebers kann entsprechend der Weitergabe des Fördervor-
teils an den Antragsteller reduziert werden. 
 

1.3  Vorförderungen 

Öffentliche Finanzierungshilfen, die dem Antragsteller in früheren Jahren gewährt wurden, sind bei der Entschei-
dung über die Anträge zu berücksichtigen. 
 

1.4  Prüfung von Anträgen 

Vor der Gewährung von GA-Mitteln ist zu prüfen, ob 

1.4.1 beim Investitionsvorhaben die Ziele der Raumordnung beachtet sowie die Grundsätze und sonstigen Erfor-
dernisse der Raumordnung berücksichtigt worden sind;  

1.4.2 das Vorhaben von den zuständigen Behörden gebilligt worden ist; 

                                                 
4 Veröffentlichung auch unter www.bmwi.de. 
5 Siehe Erläuterungen zum Antragsformular, Anhang 6. 
6 Das amtliche Formular ist in Anhang 6 abgedruckt.  
7 Einkommenssteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Oktober 2002 (BGBl I, S. 4210, (2003 I, 

S. 179, 2006 I, S. 1095) sowie Einkommenssteuer-Richtlinie, jeweils in der geltenden Fassung. 
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1.4.3 die Verhütung oder weitest mögliche Beschränkung schädlicher Emissionen (vor allem Luft-, Wasser- und 
Bodenverunreinigungen, Lärm) sowie die ordnungsgemäße Behandlung der Abfälle bei der Inbetriebnahme des 
unmittelbar geförderten Projektes oder derjenigen gewerblichen Betriebsstätten, die auf mit GA-Mitteln erschlosse-
nen Industrie- oder Gewerbeflächen errichtet werden, gewährleistet ist; 

1.4.4 ein Vorhaben, durch das neue Arbeitsplätze geschaffen oder vorhandene gesichert werden, mit der zuständi-
gen Arbeitsagentur abgestimmt ist; 

1.4.5 das Investitionsvorhaben 

• den in den Bauleitplänen nach dem Baugesetzbuch (BauGB) festgelegten Entwicklungsvorstellungen der Ge-
meinde bzw. mehrerer benachbarter Gemeinden entspricht; sind Bauleitpläne nicht vorhanden, muss das Vorha-
ben nach Maßgabe der bauplanungsrechtlichen Zulässigkeitsvorschriften (§§ 29 ff BauGB) zulässig sein; 

• mit städtebaulichen Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen nach dem Baugesetzbuch in Verbindung steht 
und - soweit das der Fall ist - die angestrebten städtebaulichen Zielsetzungen unterstützt (§§ 139, 149 BauGB, § 
165 Abs. 4, § 171 BauGB, §§ 164 a und b BauGB); 

• mit den Ergebnissen der agrarstrukturellen Vorplanung, die entsprechend den Fördergrundsätzen der Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ erstellt worden ist, in Einklang steht. 

 

1.5 Förderung von Investitionen von gemeinnützigen außeruniversitären wirtschaftsnahen Forschungs-
einrichtungen8 

Investitionen von gemeinnützigen außeruniversitären wirtschaftsnahen Forschungseinrichtungen8 nach der Definiti-
on von kleinen und mittleren Unternehmen im Sinne der Ziffer 2.8.7 können im Rahmen eines bis zum 31. Dezem-
ber 2008 befristeten Modellprojekts mit den in Ziffer 2.5.1 genannten Standardbeihilfeobergrenzen für große Un-
ternehmen zuzüglich eines Zuschlages von 15 % in A-Fördergebieten bzw. 10 % in C-Fördergebieten unterstützt 
werden. In D-Fördergebieten gelten die in Ziffer 2.5.1 genannten Förderhöchstsätze. Die vorgenannten Förder-
höchstsätze sind bei Kumulierung mit anderen Förderhilfen zu beachten. 
 
Antragsberechtigt sind Einrichtungen,  

• die Forschung und Entwicklung auf wissenschaftlichen oder technischen Gebieten betreiben, 
• die qualifizierte wissenschaftliche Mitarbeiter/innen beschäftigen, 
• die vorrangig auf Forschungs- und Entwicklungsleistungen für kleine und mittlere Unternehmen ausgerichtet 

sind, 
• deren FuE-Anteil mindestens 70 Prozent der Gesamtleistung beträgt und  
• die keine institutionelle Förderung aus öffentlichen Haushalten erhalten. 
 
 
2. Fördervoraussetzungen 

2.1  Primäreffekt 

Ein Investitionsvorhaben kann gefördert werden, wenn es geeignet ist, durch Schaffung von zusätzlichen Einkom-
mensquellen das Gesamteinkommen in dem jeweiligen Wirtschaftsraum unmittelbar und auf Dauer nicht unwesent-
lich zu erhöhen (Primäreffekt). 

2.1.1 Diese Voraussetzungen können dann als erfüllt angesehen werden, wenn in der zu fördernden Betriebsstätte 
überwiegend (d.h. zu mehr als 50 Prozent des Umsatzes) Güter hergestellt oder Leistungen erbracht werden, die ih-
rer Art nach regelmäßig überregional abgesetzt werden (sog. "Artbegriff“)9. 

2.1.2 Eine Förderung ist auch dann möglich, wenn im Einzelfall die in der Betriebsstätte hergestellten Güter oder 
erbrachten Dienstleistungen tatsächlich überwiegend überregional abgesetzt werden und dadurch das Gesamtein-

                                                 
8 Förderung im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 70/2001 der Kommission über die Anwendung der Artikel 87 und 

88 EG-Vertrag auf staatliche Beihilfen an kleine und mittlere Unternehmen (ABl. EG L 10/33 vom 13. Januar 
2001 i.V. m. Verordnung (EG) Nr. 1976/2006 der Kommission vom 20. Dezember 2006 (ABl. EG L 368/85 vom 
23. Dezember 2006, befristet bis 30. Juni 2008). Einzelfallnotifizierungspflichten nach Art. 6 sind zu beachten. 

9 Bei den im Anhang 8 genannten Tätigkeiten (Positivliste) kann unterstellt werden, dass die Voraussetzungen des 
Primäreffektes im Sinne des Artbegriffs erfüllt sind. 
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kommen in dem jeweiligen Wirtschaftsraum unmittelbar und auf Dauer nicht unwesentlich erhöht wird (sog. "Ein-
zelfallnachweis"). Als überregional ist in der Regel ein Absatz außerhalb eines Radius von 50 km von der Gemein-
de, in der die Betriebsstätte liegt, anzusehen. 

2.1.3 Eine Förderung gemäß Ziffer 2.1.1 und 2.1.2 kann auch gewährt werden, wenn aufgrund einer begründeten 
Prognose des Antragstellers zu erwarten ist, dass nach Durchführung des geförderten Investitionsvorhabens die in 
der Betriebsstätte hergestellten Güter oder erbrachten Dienstleistungen überwiegend überregional abgesetzt werden. 
Der überwiegend überregionale Absatz ist innerhalb einer Frist von maximal drei Jahren nach Abschluss des Inves-
titionsvorhabens nachzuweisen. 

2.1.4 Die Voraussetzungen des Primäreffektes gelten auch für die Ausbildungsstätten der förderfähigen Betriebs-
stätten (z.B. Ausbildungswerkstätten, Ausbildungslabors, Ausbildungsbüros) als erfüllt. 
 

2.2  Arbeitsplatzeffekte bzw. Mindestinvestitionsvolumen 

Mit den Investitionsvorhaben müssen in den Fördergebieten neue Dauerarbeitsplätze geschaffen oder vorhandene 
gesichert werden. Dauerarbeitsplätze sind Arbeitsplätze, die von vornherein auf Dauer angelegt sind. Ausbildungs-
plätze können wie Dauerarbeitsplätze gefördert werden. Ein neu geschaffener Ausbildungsplatz wird dabei wie 
zwei Dauerarbeitsplätze bewertet. Für eine Überwachungszeit von mindestens fünf Jahren nach Abschluss des In-
vestitionsvorhabens müssen die Arbeitsplätze tatsächlich besetzt oder zumindest auf dem Arbeitsmarkt dauerhaft 
angeboten werden. 

Für die Förderung kommen nur solche Investitionen in Betracht, die ausgehend vom Volumen oder von der Zahl 
der geschaffenen Dauerarbeitsplätze eine besondere Anstrengung des Betriebs erfordern. Dementsprechend sind In-
vestitionsvorhaben nur förderfähig, wenn der Investitionsbetrag bezogen auf ein Jahr die in den letzten drei Jahren 
durchschnittlich verdienten Abschreibungen - ohne Berücksichtigung von Sonderabschreibungen - um mindestens 
50 Prozent übersteigt oder die Zahl der bei Investitionsbeginn in der zu fördernden Betriebsstätte bestehenden Dau-
erarbeitsplätze um mindestens 15 Prozent erhöht wird; bei Errichtungsinvestitionen und dem Erwerb einer stillge-
legten oder von Stilllegung bedrohten Betriebsstätte gelten diese Voraussetzungen als erfüllt. 
 

2.3  Einzelne Investitionsvorhaben 

2.3.1 Zu den förderfähigen Investitionen gehören: 

• Errichtung einer neuen Betriebsstätte, 
• Erweiterung einer bestehenden Betriebsstätte, 
• Diversifizierung der Produktion einer Betriebsstätte in neue, zusätzliche Produkte,  
• grundlegende Änderung des Gesamtproduktionsverfahrens einer bestehenden Betriebsstätte, 
• Übernahme einer stillgelegten oder von Stilllegung bedrohten Betriebsstätte unter Marktbedingungen durch ei-

nen unabhängigen Investor. 

2.3.2  Investitionen, die in einem sachlichen/inhaltlichen und zeitnahen Zusammenhang zu einem wesentlichen 
Arbeitsplatzabbau in einer anderen mit dem Unternehmen verbundenen Betriebsstätte in einem Fördergebiet mit 
niedrigerer Förderintensität bzw. im E-Gebiet führen, können nur im Einvernehmen der betroffenen Bundesländer 
gefördert werden. Ein wesentlicher Arbeitsplatzabbau liegt vor, wenn mindestens die Hälfte der neu geschaffenen 
Arbeitsplätze in der anderen Betriebsstätte entfällt. Gelingt die Herstellung des Einvernehmens über die Investiti-
onsförderung nicht, kann maximal der im Fördergebiet der anderen Betriebsstätte zulässige Fördersatz gewährt wer-
den, mindestens in Höhe der in C-Fördergebieten geltenden Förderhöchstsätze. 

 
2.4 Förderung von Telearbeitsplätzen 

Investitionen zur Schaffung oder Sicherung isolierter oder alternierender Telearbeitsplätze im Sinne der Ziffer 2.8.8 
können gefördert werden, sofern sich sowohl die Betriebsstätte des Unternehmens als auch der Telearbeitsplatz im 
Fördergebiet befinden. 

Befinden sich die Betriebsstätte und der Telearbeitsplatz in unterschiedlichen Gebietskategorien gemäß Ziffer 2.5.1, 
ist für die Bemessung des Höchstfördersatzes das Fördergebiet maßgebend, in dem sich der Telearbeitsplatz befin-
det. 

Liegen Betriebsstätte und Telearbeitsplatz in verschiedenen Ländern, kann eine Förderung nur im Einvernehmen 
zwischen den betroffenen Ländern erfolgen. Das Einvernehmen muss sich insbesondere auf die eventuelle Auftei-
lung der Finanzierung der Förderung der einzelnen Investitionen in der Betriebsstätte und am Ort des Telearbeits-



- 5 - 

 . . .

platzes erstrecken. Dabei kann sich die eventuelle Aufteilung der Finanzierung zwischen den beteiligten Bundes-
ländern an dem jeweiligen voraussichtlichen Ausmaß der in Ziffer 2.5.1 genannten besonderen Struktureffekte, die 
mit der einzelnen Investition verbunden sind, ausrichten. 

Für den Erlass des Zuwendungsbescheides ist das Land zuständig, in dem sich die Betriebsstätte befindet. 

 
2.5 Förderhöchstsätze, Subventionswert und Eigenbeitrag des Beihilfeempfängers 

2.5.1 In den Fördergebieten dürfen Investitionshilfen mit Mitteln der GA und mit anderen öffentlichen Fördermit-
teln maximal in Höhe der nachstehenden Bruttofördersätze gewährt werden10: 

A-Fördergebiete:11 

  Betriebsstätten von kleinen Unternehmen12   50 Prozent, 
  Betriebsstätten von mittleren Unternehmen12   40 Prozent, 

 sonstige Betriebsstätten         30 Prozent, 

C-Fördergebiete:11 

  Betriebsstätten von kleinen Unternehmen12   35 Prozent, 
  Betriebsstätten von mittleren Unternehmen12   25 Prozent, 

 sonstige Betriebsstätten         15 Prozent, 
 

In folgenden C-Fördergebieten gelten abweichende Förderhöchstsätze: 

In den Kreisen Hof, Tirschenreuth, Wunsiedel sowie der Stadt Hof: 

Betriebsstätten von kleinen Unternehmen12   40 Prozent, 
Betriebsstätten von mittleren Unternehmen12   30 Prozent, 
sonstige Betriebsstätten         20 Prozent. 

                                                 
10 Nach Rn. 60 ff der Leitlinien für staatliche Beihilfen mit regionaler Zielsetzung (ABl. EG C 54/13 vom 

4. März 2006) gelten für große Vorhaben folgende herabgesetzte Beihilfehöchstsätze: 
 
beihilfefähige Kosten herabgesetzter Beihilfesatz 
Bis zu 50 Mio. Euro 100 % des regionalen Bei-

hilfehöchstsatzes 
Teil zwischen 50 Mio. 
Euro und 100 Mio. Euro

50 % des regionalen Beihil-
fehöchstsatzes 

Teil über 100 Mio. Euro 34 % des regionalen Beihil-
fehöchstsatzes 

 
Anmeldepflicht besteht in den Fällen der Ziffer 2.5.8. Nichtanmeldepflichtige große Vorhaben sind innerhalb von 
20 Tagen nach Bewilligung der EU-Kommission nach dem Standardformblatt (siehe Anhang III der Regionalleit-
linien) anzuzeigen. Bei großen Investitionsvorhaben können keine KMU-Zuschläge gewährt werden. 

11 vgl. Anhang 14. 
12 Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) gemäß Ziffer 2.8.7. 
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In den Kreisen Freyung-Grafenau und Regen sowie in den Kreisen 
Cham, Neustadt/Waldnaab und Schwandorf, soweit C-Fördergebiete:13 
 

Betriebsstätten von kleinen Unternehmen12   36 Prozent, 
Betriebsstätten von mittleren Unternehmen12   26 Prozent, 
sonstige Betriebsstätten         16 Prozent. 

In den Kreisen Coburg (Gemeinden Neustadt und Sonnefeld) und Pinneberg  
(Hochseeinsel Helgoland) sowie in der Stadt Zweibrücken: 

Betriebsstätten von kleinen Unternehmen12   30 Prozent, 
Betriebsstätten von mittleren Unternehmen12   20 Prozent, 
sonstige Betriebsstätten         10 Prozent. 

In der Stadt Weiden, soweit C-Fördergebiet:14 

Betriebsstätten von kleinen Unternehmen12   30 Prozent. 
Betriebsstätten von mittleren Unternehmen12   20 Prozent, 
sonstige Betriebsstätten 10 Prozent, maximal 200.000 Euro Gesamtbetrag in-

nerhalb von drei Jahren ab dem Zeitpunkt der ersten 
Beihilfe.15  

In der Stadt Bremen, soweit C-Fördergebiet:14 

Betriebsstätten von kleinen Unternehmen12   35 Prozent, 
Betriebsstätten von mittleren Unternehmen12   25 Prozent, 
sonstige Betriebsstätten 15 Prozent, maximal 200.000 Euro Gesamtbetrag in-

nerhalb von drei Jahren ab dem Zeitpunkt der ersten 
Beihilfe.15  

D-Fördergebiete11, 12, 16: 

Betriebsstätten von kleinen Unternehmen17   15 Prozent, 
Betriebsstätten von mittleren Unternehmen17   7,5 Prozent, 
sonstige Betriebsstätten 7,5 Prozent, maximal 200.000 Euro Gesamtbetrag in-

nerhalb von drei Jahren ab dem Zeitpunkt der ersten 
Beihilfe.15 

Die genannten Fördersätze sind Förderhöchstsätze, die im Einzelfall nur bei Vorliegen besonderer Struktureffekte 
ausgeschöpft werden können. Ein besonderer Struktureffekt kann unterstellt werden, wenn das Vorhaben in beson-
derer Weise geeignet ist, quantitativen und qualitativen Defiziten der Wirtschaftsstruktur und des Arbeitsplatzange-
botes in dem Fördergebiet entgegenzuwirken, z.B. durch 

• Investitionen, die zur Hebung bzw. Stabilisierung der Beschäftigung in Regionen mit schwerwiegenden Ar-
beitsmarktproblemen beitragen, 

• Investitionen, die die regionale Innovationskraft stärken, 

                                                 
13 Anhebung befristet bis Ende 2010, um Fördergefälle zu angrenzenden Fördergebieten der Tschechischen Repu-

blik auf 20%-Punkte zu begrenzen. 
14 Für Investitionsvorhaben mit beihilfefähigen Kosten von mehr als 25 Mio. € sind keine Regionalbeihilfen zuläs-

sig. 
 15 Verordnung (EG) Nr. 1998/2006 der Kommission vom 15. Dezember 2006 über die Anwendung der Art. 87 und 

88 EG-Vertrag auf „De-minimis“-Beihilfen (ABl. EG L 379/15 vom 28. Dezember 2006).  
16 Die Einzelfallnotifizierungspflichten nach Art. 6 sowie die Aufbewahrungspflichten nach Art. 9 der Verordnung 

(EG) Nr. 70/2001 der Kommission über die Anwendung der Art. 87 und 88 EG-Vertrag auf staatliche Beihilfen 
an kleine und mittlere Unternehmen (ABl. EG Nr. L 10/33 vom 13. Januar 2001 i.V. m. Verordnung (EG) Nr. 
1976/2006 der Kommission vom 20. Dezember 2006, ABl. EG L 368/85 vom 23. Dezember 2006, befristet bis 
30. Juni 2008) sind zu beachten. 

17 Höchstfördersätze werden bei Änderung der Verordnung (EG) Nr. 70/2001 der EU-Kommission auf staatliche 
Beihilfen an kleine und mittlere Unternehmen (ABl. L 10/33 vom 13. Januar 2001) entsprechend angepasst. 
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• Investitionen im Zusammenhang mit Existenzgründungen, 

• Investitionen, die Arbeits- und Ausbildungsplätze für Frauen und Jugendliche schaffen. 

2.5.2 Die Förderhöchstsätze drücken den Wert der zulässigen öffentlichen Förderungen (Subvention) in Prozent 
der beihilfefähigen Kosten aus. Der Beihilfehöchstbetrag / Subventionswert der für das Investitionsvorhaben aus öf-
fentlichen Fördermitteln gewährten Förderungen darf die in Ziffer 2.5.1 festgelegten Förderhöchstsätze nicht über-
schreiten.  

2.5.3 Die Bemessungsgrundlage für Regionalbeihilfen besteht aus den nach der Freistellungsverordnung für Regi-
onalbeihilfen18 beihilfefähigen Kosten für materielle und immaterielle Güter des Anlagevermögens des Erstinvesti-
tionsvorhabens oder den Lohnkosten für die durch das Investitionsvorhaben direkt geschaffenen Arbeitsplätze. Bei 
Kumulierung mit anderen sachkapitalbezogenen Beihilfen und lohnkostenbezogenen Zuschüssen darf die Summe 
der Bruttosubventionsäquivalente den günstigsten Höchstbetrag, der sich aus der Anwendung der jeweiligen Be-
rechnungsgrundlage ergibt, nicht übersteigen. Die einzelnen Teile der Förderungen werden mit ihrem jeweiligen 
Bruttosubventionsäquivalent angesetzt. Können regionalbeihilfefähige Aufwendungen ganz oder teilweise auch aus 
Programmen mit anderen Zielsetzungen gefördert werden, kann der in beiden Fällen förderbare Teil dem günstige-
ren Höchstsatz der anzuwendenden Regelung unterliegen. 

2.5.4 Der Beitrag des Beihilfeempfängers aus Eigen- oder Fremdmitteln zur Finanzierung des Investitionsvorha-
bens muss mindestens 25 Prozent der beihilfefähigen Kosten betragen. Dieser Mindestbetrag darf keine öffentliche 
Förderung enthalten. 

2.5.5 Bei der in Bruttosubventionsäquivalent ausgedrückten Beihilfeintensität handelt es sich um den abgezinsten 
Wert der Beihilfe im prozentualen Verhältnis zum abgezinsten Wert der beihilfefähigen Kosten zum Zeitpunkt der 
Gewährung. 

2.5.6 GA-Zuschüsse können mit ihrem Nominalbetrag in der Subventionswertberechnung berücksichtigt werden, 
sofern die in Bruttosubventionsäquivalent ausgedrückte Beihilfenintensität nach Ziffer 2.5.1 nicht überschritten 
wird. 

2.5.7 Bei zinsgünstigen Darlehen, die banküblich besichert sind, wird der Zinsvorteil festgestellt, der sich aus der 
Differenz zwischen dem von der Europäischen Kommission festgelegten Referenzzinssatz19 und dem Effektivzins-
satz ergibt. Die Summe der mit diesem Zinssatz diskontierten Zinsvorteile20 in Prozent der abgezinsten beihilfefähi-
gen Kosten ist das Bruttosubventionsäquivalent des Darlehens.  

Bei sonstigen zinsgünstigen Darlehen wird der von der Europäischen Kommission für diese Darlehen in den jewei-
ligen Programmen oder Einzelfällen festgelegte Subventionswert angesetzt. 

2.5.8 Bürgschaften werden mit ihrem jeweiligen Bruttosubventionsäquivalent auf den Förderhöchstsatz angerech-
net.  

2.5.9 Das Investitionsvorhaben muss einzeln bei der Europäischen Kommission angemeldet werden, sofern der 
Gesamtförderbetrag 75% des Beihilfehöchstbetrages überschreitet, der für eine Investition mit beihilfefähigen Aus-
gaben von 100 Mio. Euro nach den genehmigten Standardbeihilfeobergrenzen für große Unternehmen in diesem 
Fördergebiet gewährt werden kann.  

 

2.6  Förderfähige Kosten 

2.6.1 GA-Mittel können in Form von sachkapitalbezogenen oder lohnkostenbezogenen Zuschüssen gewährt wer-
den. Der Investor hat diesbezüglich ein Wahlrecht. 

2.6.2 Bei sachkapitalbezogenen Zuschüssen gehören zu den förderfähigen Kosten 

                                                 
18 Verordnung (EG) Nr. 1628/2006 der Kommission vom 24. Oktober 2006 über die Anwendung der Artikel 87 und 

88 EG-Vertrag auf regionale Investitionsbeihilfen der Mitgliedstaaten (ABl. EG L 302/29 vom 1. November 
2006). 

19 Der Referenzzinssatz wird im Bundesanzeiger und im Internet unter der Internetadresse http://www.bmwi.de ver-
öffentlicht. 

20 Die Subventionswerttabelle wird im Internet unter der Internetadresse 
http://www.bmwi.de/Homepage/Politikfelder/Wirtschaftspolitik/Regionalpolitik.jsp veröffentlicht. 
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• die Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten der zum Investitionsvorhaben zählenden Wirtschaftsgüter des 
Sachanlagevermögens (u. a. Gebäude, Anlagen, Maschinen), 

• die Anschaffungskosten von immateriellen Wirtschaftsgütern, soweit diese aktiviert werden. Immaterielle Wirt-
schaftsgüter sind Patente, Betriebslizenzen oder patentierte technische Kenntnisse sowie nicht patentierte tech-
nische Kenntnisse. Immaterielle Wirtschaftsgüter sind nur förderfähig, wenn 

− der Investor diese von einem Dritten (nicht von verbundenen oder sonst wirtschaftlich, rechtlich oder 
personell verflochtenen Unternehmen) zu Marktbedingungen erworben hat und 

− diese Wirtschaftsgüter ausschließlich innerhalb der Betriebsstätte, die die Förderung erhält, genutzt 
werden. Die Wirtschaftsgüter müssen mindestens fünf Jahre im Betrieb des Ersterwerbers verbleiben. 
Bei Unternehmen, die keine KMU (Ziffer 2.8.7) sind, können die Anschaffungskosten der immateriel-
len Wirtschaftsgüter nur bis zu einer Höhe von 50 Prozent der gesamten förderfähigen Investitionskos-
ten unterstützt werden, 

• gemietete oder geleaste Wirtschaftsgüter, wenn sie beim Antragsteller aktiviert werden. Sofern das Wirt-
schaftsgut beim Vermieter bzw. Leasinggeber  aktiviert wird, sind gemietete bzw. geleaste Wirtschaftsgüter 
förderfähig, wenn die in Anhang 9 dargestellten Bedingungen für die Förderfähigkeit eingehalten sind. Der 
Mietkauf- bzw. Leasingvertrag für bewegliche Wirtschaftsgüter muss vorsehen, dass die geförderten Wirt-
schaftsgüter zum Laufzeitende erworben werden. Miet- bzw. Leasingverträge über Grundstücke und Gebäude 
müssen eine Mindestvertragslaufzeit von fünf Jahren nach Abschluss des Investitionsvorhabens haben.  

• im Falle der Übernahme einer Betriebsstätte die förderfähigen Anschaffungskosten der Wirtschaftsgüter des 
Sachanlagevermögens, höchstens der Buchwert des Veräußerers. Anschaffungskosten für Wirtschaftsgüter, die 
bereits gefördert wurden, sind hiervon abzuziehen, 

• der aktivierte Grundstückswert bis zur Höhe des Marktpreises für ein für das beantragte Investitionsvorhaben 
notwendiges Grundstück. 

2.6.3 Zu den förderfähigen Kosten gehören nicht 

• Investitionen, die der Ersatzbeschaffung dienen21, 

• die Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten für PKW, Kombifahrzeuge, LKW, Omnibusse, Luftfahrzeuge, 
Schiffe und Schienenfahrzeuge sowie sonstige Fahrzeuge, die im Straßenverkehr zugelassen sind und primär 
dem Transport dienen, 

• gebrauchte Wirtschaftsgüter, es sei denn, es handelt sich um die Übernahme einer stillgelegten oder von Stillle-
gung bedrohten Betriebsstätte oder das erwerbende Unternehmen ist ein kleines oder mittleres Unternehmen in 
der Gründungsphase (vgl. Ziffer 2.8.2). Förderfähig sind nur gebrauchte Wirtschaftsgüter, die nicht von ver-
bundenen oder sonst wirtschaftlich, rechtlich oder personell verflochtenen Unternehmen angeschafft werden 
und die nicht bereits früher mit öffentlichen Mitteln gefördert wurden, 

• aktivierungsfähige Finanzierungskosten (Bauzeitzinsen). 

Bei Investitionen, die im Zusammenhang mit der Verlagerung einer Betriebsstätte getätigt werden, sind Erlöse, die 
aus der Veräußerung der bisherigen Betriebsstätte erzielt werden bzw. erzielbar wären und eventuelle Entschädi-
gungsbeträge (z.B. nach Baugesetzbuch) von den förderfähigen Investitionskosten abzuziehen. 

2.6.4 Die durch Investitionshilfen geförderten Wirtschaftsgüter müssen mindestens fünf Jahre nach Abschluss des 
Investitionsvorhabens in der geförderten Betriebsstätte verbleiben, es sei denn, sie werden durch gleich- oder hö-
herwertige Wirtschaftsgüter ersetzt. Das ersetzende Wirtschaftsgut ist nicht erneut förderfähig. 

2.6.5 Die Investitionshilfe kommt nur für den Teil der Investitionskosten in Betracht, der je geschaffenem Dauer-
arbeitsplatz 500.000 Euro oder je gesichertem Dauerarbeitsplatz 250.000 Euro nicht übersteigt.  

2.6.6 Bei lohnkostenbezogenen Zuschüssen gehören zu den förderfähigen Kosten die Lohnkosten, die für einge-
stellte Personen während eines Zeitraums von zwei Jahren anfallen. Voraussetzung ist, dass es sich um an Erstin-

                                                 
21 Eine Ersatzbeschaffung liegt nicht vor, wenn das neu angeschaffte oder hergestellte Wirtschaftsgut wegen seiner 

technischen Überlegenheit oder rationelleren Arbeitsweise für den Betrieb eine wesentlich andere Bedeutung hat 
als das ausgeschiedene Wirtschaftsgut. 



- 9 - 

 . . .

vestitionen nach Ziffer 2.3 gebundene Arbeitsplätze handelt. Der überwiegende Teil der neu geschaffenen Arbeits-
plätze muss eines der folgenden Kriterien erfüllen: 

• Arbeitsplätze mit überdurchschnittlicher Qualifikationsanforderung, 

• Arbeitsplätze mit besonders hoher Wertschöpfung oder 

• Arbeitsplätze in einem Bereich mit besonders hohem Innovationspotenzial. 

Die Lohnkosten umfassen den Bruttolohn (vor Steuern) und die gesetzlichen Sozialabgaben. Ein Arbeitsplatz ist in-
vestitionsgebunden, wenn er eine Tätigkeit betrifft, auf die sich die Investition bezieht und wenn er in den ersten 
drei Jahren nach Abschluss der Investition geschaffen wird. Zugrunde gelegt werden können lediglich die neu ge-
schaffenen Arbeitsplätze, die zu einem Nettozuwachs an Beschäftigten im Verhältnis zur durchschnittlichen Be-
schäftigtenzahl in den vergangenen zwölf Monaten führen. Die der Förderung zugrunde gelegten Arbeitsplätze 
müssen mindestens fünf Jahre besetzt bleiben. 

2.6.7 Der lohnkostenbezogene Zuschuss kann je zur Hälfte mit der erstmaligen Besetzung der Arbeitsplätze und 
nach Ablauf des ersten Beschäftigungsjahres an den Zuwendungsempfänger ausgezahlt werden. 
 

2.7 Durchführungszeitraum 

Investitionszuschüsse werden grundsätzlich nur für ein Investitionsvorhaben gewährt, das innerhalb von 36 Mona-
ten durchgeführt wird. 
 
 

2.8 Begriffsbestimmungen 

2.8.1 Für den Begriff der Betriebsstätte gilt § 12 der Abgabenordnung; der Begriff „gewerblich“ richtet sich nach 
den Bestimmungen des Gewerbesteuergesetzes22. Mehrere Betriebsstätten eines Gewerbebetriebes des Antragstel-
lers in derselben Gemeinde gelten als eine einheitliche Betriebsstätte. Im Rahmen der Förderung von Telearbeits-
plätzen im Sinne der Ziffer 2.8.8 gemäß Ziffer 2.4 gilt der Ort der Leistungserbringung durch den Telearbeitnehmer 
als unselbständiger Bestandteil der Betriebsstätte des Unternehmens. 

2.8.2 Gründungsphase eines Unternehmens ist ein Zeitraum von 60 Monaten seit Beginn der Gründungsinvestitio-
nen. Als neu gegründet gelten Unternehmen, die erstmalig einen Gewerbebetrieb anmelden und nicht im Mehr-
heitsbesitz eines oder mehrerer selbständiger Unternehmer oder bestehender Unternehmen stehen. 

2.8.3 Zwischen der Zahl der Dauerarbeitsplätze und der Zahl der Beschäftigten ist zu unterscheiden. 

2.8.4 Ein Teilzeitarbeitsplatz  wird im Verhältnis der jährlichen Arbeitsstunden zu der Anzahl der Arbeitsstunden 
eines Vollzeitarbeitsplatzes anteilig berücksichtigt. 

Entsprechend werden Arbeitsplätze berücksichtigt, die mit Beschäftigten einer Leiharbeitsfirma besetzt sind, die zur 
Dienstleistung in der Betriebsstätte entsandt wurden. 

2.8.5 Saisonarbeitsplätze finden mit ihrer jahresdurchschnittlichen tariflichen oder betriebsüblichen Arbeitszeit als 
Dauerarbeitsplätze Berücksichtigung, wenn sie nach Art der Betriebsstätte während der Saisonzeit auf Dauer ange-
boten und besetzt werden. 

2.8.6 Bei Mehrschichtbetrieben ist die Zahl der Dauerarbeitsplätze grundsätzlich mit der Zahl der entsprechenden 
Arbeitskräfte gleichzusetzen. 

2.8.7 Kleine und mittlere Unternehmen23 

Mittlere Unternehmen sind Unternehmen, die  

• weniger als 250 Personen beschäftigen und 

                                                 
22 Abgabenordnung vom 16. März 1976 neu bekannt gemacht am 1. Oktober 2002 (BGBl. I, S. 3866) in der jeweils 

geltenden Fassung; § 2 Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. 
I, S. 4167) in der jeweils geltenden Fassung. 

23 Definition gemäß Anhang 1 der Verordnung (EG) Nr. 364/2004 (ABl. EG L 63/22 vom 28. Februar 2004) in der 
jeweils geltenden Fassung. 
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• entweder einen Jahresumsatz von höchstens 50 Mio. Euro erzielen oder deren Jahresbilanzsumme sich auf 
höchstens 43 Mio. Euro beläuft. 

Kleine Unternehmen sind Unternehmen, die  

• weniger als 50 Personen beschäftigen und 

• einen Jahresumsatz oder eine Jahresbilanzsumme von höchstens 10 Mio. Euro haben. 

Zur Ermittlung der Schwellenwerte für eigenständige Unternehmen, Partnerunternehmen bzw. verbundene Unter-
nehmen gelten die in der KMU-Empfehlung der EU-Kommission enthaltenen Berechnungsmethoden. 

Diese Beurteilungskriterien dürfen nicht durch solche Unternehmen umgangen werden, die die Voraussetzungen für 
die Eigenschaft als kleine und mittlere Unternehmen zwar formal erfüllen, jedoch tatsächlich durch ein größeres o-
der mehrere größere Unternehmen kontrolliert werden. Es sind sämtliche rechtliche Gebilde auszuschließen, die ei-
ne wirtschaftliche Gruppe bilden, deren wirtschaftliche Bedeutung über die eines kleinen und mittleren Unterneh-
mens hinausgeht. 

2.8.8 Ein Telearbeitsplatz liegt vor, falls ein Arbeitnehmer an seinem Wohnort dezentral für ein räumlich entfern-
tes Unternehmen über elektronische Medien (bspw. über vernetzte Datenverarbeitungsanlagen im On- oder Off-
Line-Betrieb) Tätigkeiten in Erfüllung seines Arbeitsvertrages ausübt. Ein isolierter Telearbeitsplatz liegt vor, falls 
die Tätigkeiten für das Unternehmen ausschließlich am Wohnort des Arbeitnehmers ausgeübt werden. Ein alternie-
render Telearbeitsplatz liegt vor, falls die Tätigkeiten für das Unternehmen teilweise am Wohnort des Arbeitneh-
mers und teilweise im Betrieb des Unternehmens/Arbeitgebers ausgeführt werden. 
 
 
3. Ausschluss von der Förderung 
 

3.1  Ausschluss von der Förderung 

Von der Förderung sind insbesondere ausgeschlossen: 

3.1.1 Land- und Forstwirtschaft, Aquakultur, Fischerei, soweit nicht Verarbeitung oder Vermarktung, 

3.1.2 Bergbau, Abbau von Sand, Kies, Ton, Steinen und vergleichbare Zweige der Urproduktion, 

3.1.3 Energie- und Wasserversorgung, außer Kraftwerken und Wasserversorgungsanlagen, die überwiegend dem 
betrieblichen Eigenbedarf dienen, 

3.1.4 Baugewerbe, mit Ausnahme der in der Positivliste (Anhang 8) aufgeführten Bereiche, 

3.1.5 Einzelhandel, soweit nicht Versandhandel, 

3.1.6 Transport- und Lagergewerbe, 

3.1.7 Krankenhäuser, Kliniken, Sanatorien oder ähnliche Einrichtungen, 

3.1.8 Kunstfaserindustrie,24 

3.1.9 Rettungsbeihilfen an ein Unternehmen in Schwierigkeiten.25 
 

3.2  Einschränkungen der Förderung 

Für folgende Bereiche ist die Förderung aufgrund beihilferechtlicher Regelungen eingeschränkt: 

3.2.1 Verarbeitung und Vermarktung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen26 und von Fischereiprodukten27, 

                                                 
24 Leitlinien für staatliche Beihilfen mit regionaler Zielsetzung (ABl. C 54/13 vom 4. März 2006), Rn. 8 in Verbin-

dung mit Anhang II. 
25 Siehe dazu die Begriffsbestimmungen und Anforderungen in den Leitlinien der Europäischen Gemeinschaft für  
    staatliche Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung von Unternehmen in Schwierigkeiten (ABl. EG Nr.  
    C 244/2 vom 1. Oktober 2004).   
26 Gemeinschaftsrahmen für staatliche Beihilfen im Agrar- und Forstsektor 2007-2013 (ABl. EG Nr. C 319/1 vom 

  27. Dezember 2006). Die Verarbeitung und Vermarktung von Milch oder Milcherzeugnisse imitierenden oder 
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3.2.2 Eisen- und Stahlindustrie28, 

3.2.3 Schiffbau, Schiffsumbau und Schiffsreparatur29, 

3.2.4 Umstrukturierungsbeihilfen an Unternehmen in Schwierigkeiten30. 

 

3.3 Beginn vor Antragstellung 

Für ein Vorhaben, das vor Antragstellung und vor Erteilung der Bestätigung der grundsätzlichen Förderfähigkeit 
durch die bewilligende Stelle begonnen worden ist (Ziffer 1.2.1), werden GA-Mittel nicht gewährt. 
 
3.4 Beihilferechtliche Rückzahlungsverpflichtung 

Für ein Vorhaben, dessen Antragsteller einer Rückforderungsanordnung aufgrund einer Entscheidung der Europäi-
schen Kommission über die Rückzahlung einer Beihilfe nicht Folge geleistet hat, kann erst eine Förderung gewährt 
werden, wenn der Rückforderungsbetrag zurückgezahlt worden ist. 
 
 
4. Widerruf des Zuwendungsbescheides und Rückforderung der Fördermittel bei Nichterrei-

chung von Fördervoraussetzungen des Rahmenplans 
 

4.1  Rückforderungsgrundsätze 

4.1.1. Der Zuwendungsbescheid ist zu widerrufen und die bereits gewährten Fördermittel sind vom Zuwendungs-
empfänger zurückzufordern, wenn dem Zuwendungsbescheid zugrunde liegende Fördervoraussetzungen des Rah-
menplans nach Abschluss des Investitionsvorhabens oder der betrieblichen Maßnahme nicht erfüllt sind. 
 
4.1.2. Ein Absehen vom Widerruf und der Rückforderung nach Ziffer 4.2 kommt nur in Betracht, wenn der Zu-
wendungsempfänger glaubhaft macht, dass die Nichterreichung der Fördervoraussetzungen nach Ziffer 2.2 bzw. 
Ziffer 2.6.5 auf bestimmten Umständen beruht, die er nicht zu vertreten hat und die er im Zeitpunkt der Antragstel-
lung auch bei Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes nicht vorhersehen konnte.  
 
4.1.3. Die Ausnahmen nach Ziffer 4.2 finden grundsätzlich keine Anwendung im Falle der Insolvenz des Zuwen-
dungsempfängers oder der Stilllegung der Betriebsstätte. 
 

4.2 Ausnahmen bei der Verfehlung bestimmter Arbeitsplatzziele oder bei geringfügigem Unterschrei-
ten des erforderlichen Investitionsbetrages 

 
 substituierenden Erzeugnissen gemäß Art. 3 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1898/87 des Rates (ABl. EG Nr. 
L 182 vom 3. Juli 1987) ist ausgeschlossen. 

_______________________________ 
 
27 Leitlinien für die Prüfung der einzelstaatlichen Beihilfen im Fischerei- und Aquakultursektor (ABl. EG 19/7 vom 

20. Januar 2001). 
28 Nur kleine Investitionsvorhaben von kleinen und mittleren Unternehmen nach der Verordnung (EG) Nr. 70/2001 

der Kommission über die Anwendung der Art. 87 und 88 EG-Vertrag auf staatliche Beihilfen an kleine und mitt-
lere Unternehmen (ABl. EG L 10/33 vom 13. Januar 2001) i. V. m. Verordnung (EG) Nr. 1976/2006 der Kom-
mission vom 20. Dezember 2006 (ABl. EG 368/85 vom 23. Dezember 2006, befristet bis 30. Juni 2008). Vorha-
ben aus diesem Bereich sind vor der Bewilligung bei der Europäischen Kommission anzuzeigen. 

29 Rahmenbestimmungen für Beihilfen an den Schiffbau (Mitteilung Nr. C (2003) 5274 der Europäischen Kommis-
sion, ABl. C 317 vom 30. Dezember 2003, S. 11) in der jeweils geltenden Fassung. Vorhaben aus diesem Bereich 
sind vor der Bewilligung bei der Europäischen Kommission zu notifizieren. 

30 Siehe dazu die Begriffsbestimmungen und Anforderungen in den Leitlinien der Europäischen Gemeinschaft für 
staatliche Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung von Unternehmen in Schwierigkeiten (ABl. EG Nr. C 
244/2 vom 1. Oktober 2004). Das Vorhaben ist vor der Bewilligung der Europäischen Kommission zu notifizie-
ren. 
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Von einem Widerruf des Bewilligungsbescheides und einer Rückforderung der bereits gewährten Fördermittel kann  

4.2.1 anteilig abgesehen werden, wenn die Arbeitsplatzziele nach Ziffer 2.2 Satz 7 bzw. Ziffer 2.6.5 innerhalb des 
fünfjährigen Überwachungszeitraums nach Abschluss des Investitionsvorhabens (Ziffer 2.2 Satz 5) insgesamt 
höchstens 30 Monate nicht erfüllt wurden. 

4.2.2 abgesehen werden, wenn die in Aussicht gestellten Arbeitsplatzziele nach Ziffer 2.2 Satz 7 innerhalb des 
fünfjährigen Überwachungszeitraums nach Abschluss des Investitionsvorhabens (Ziffer 2.2 Satz 5) aufgrund von 
marktstrukturellen Veränderungen maximal 36 Monate nicht erfüllt wurden. Wird von einem Widerruf abgesehen, 
verlängert sich der fünfjährige Überwachungszeitraum nach Ziffer 2.2 Satz 5 um den kumulierten Zeitraum der feh-
lenden Zurverfügungstellung auf höchstens acht Jahre. 

4.2.3 anteilig oder vollständig abgesehen werden, wenn aufgrund von grundlegenden marktstrukturellen Verände-
rungen soviel Dauerarbeitsplätze in der Betriebsstätte weggefallen sind, dass die mindestens erforderlichen Arbeits-
platzziele nach Ziffer 2.2 Satz 7 nicht erreicht werden. 

4.2.4 abgesehen werden, wenn die in Aussicht gestellten Arbeitsplätze nur deshalb nicht besetzt wurden, weil der 
Arbeitsmarkt erschöpft war. 

4.2.5 abgesehen werden, wenn der nach Ziffer 2.2 Satz 7 erste Variante erforderliche Investitionsbetrag geringfü-
gig unterschritten wurde, weil sich der dem Bewilligungsbescheid zugrunde liegende Durchführungszeitraum der 
Investition verlängert hat oder sich die vorgesehenen Wirtschaftsgüter nach Antragstellung verbilligt haben. Ein ge-
ringfügiges Unterschreiten des Investitionsbetrages liegt nicht vor, wenn der aus Ziffer 2.2 Satz 7 erste Variante 
folgende Mindestwert um mehr als 10 Prozent unterschritten wird. 

Eine Verlängerung des Durchführungszeitraums der Investition hat der Zuwendungsempfänger insbesondere nicht 
zu vertreten, wenn 

• Liefer- oder Leistungsverzögerungen ausschließlich durch Dritte verursacht wurden; 

• staatliche Genehmigungsverfahren sich trotz gewissenhafter Mitwirkung des Investors unvorhersehbar verzögert 
haben; 

• extrem schlechte Baugründe, extreme Witterungseinflüsse, Widersprüche Dritter oder behördliche Auflagen die 
Durchführung verzögert haben. 

4.3 Ausnahmen für kleine und mittlere Unternehmen 

Abweichend von den in Ziffer 2.6.4 und Ziffer 2.6.6 festgelegten fünfjährigen Verbleibensfristen kann von einem 
Widerruf des Zuwendungsbescheides oder einer Rückforderung der ab 2007 gewährten Fördermittel bei kleinen 
und mittleren Unternehmen in besonders begründeten Fällen abgesehen werden, wenn die Verbleibensfristen min-
destens drei Jahre nach Investitionsabschluss erfüllt wurden. 
 
 
5.  Übergangsregelungen 
 
5.1  Verlieren Gebiete ihre Eigenschaft als Fördergebiet, können Förderhilfen weiter gezahlt werden, wenn die 
Bewilligung der Förderhilfe bis zum Zeitpunkt des Ausscheidens des Gebietes als Fördergebiet erteilt wurde. 
 
5.2  Förderanträge, die vor Veröffentlichung dieser Regelungen gestellt wurden, werden ab 1. Januar 2007 nach 
diesen Regelungen bewilligt. Sofern ab 2007 für Fördergebiete höhere Förderhöchstsätze gelten, dürfen die bis zum 
31. Dezember 2006 geltenden Förderhöchstsätze (s. 35. Rahmenplan, BT-Drucksache: 16/1790) nicht überschritten 
werden. Die Förderanträge können nur bis zum 30. Juni 2007 bewilligt werden, sofern kein Bestätigungsschreiben 
der bewilligende Stelle vor Beginn des Investitionsvorhabens vorliegt, dass die Fördervoraussetzungen vorbehalt-
lich einer detaillierten Prüfung dem Grunde nach erfüllt werden (vgl. Ziffer 1.2.1). 
 
 
 
  
B. Wirtschaftsnahe Infrastrukturmaßnahmen, Regionalmanagement, Kooperationsnetz-

werke und Clustermanagement, Integrierte regionale Entwicklungskonzepte, Förde-
rung von Planungs- und Beratungsleistungen 
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1. Allgemeines 
 

1.1 Grundsätze der Förderung von wirtschaftsnahen Infrastrukturvorhaben und sonstigen Maßnahmen 

Mit Haushaltsmitteln der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (im Folgenden: 
GA-Mittel) können wirtschaftsnahe Infrastrukturvorhaben zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit von Unterneh-
men, zur regionalpolitischen Flankierung von Strukturproblemen und zur Unterstützung von regionalen Aktivitäten 
gefördert werden, soweit sie unmittelbar für die Entwicklung der regionalen Wirtschaft erforderlich sind. 

1.1.1 GA-Mittel dürfen nur in den im Rahmenplan ausgewiesenen Fördergebieten eingesetzt werden31. 

1.1.2 Ein Rechtsanspruch auf GA-Mittel besteht nicht. 

1.1.3 Die GA-Mittel sind zusätzliche Hilfen. Sie sind deshalb nicht dazu vorzusehen, andere öffentliche Finanzie-
rungsmöglichkeiten ohne regionale Zielsetzung zu ersetzen. Der Träger des Vorhabens hat sich  angemessen an der 
Finanzierung zu beteiligen. 

1.1.4 Maßgeblich für die Beurteilung der Förderfähigkeit eines Vorhabens ist der Zeitpunkt der Entscheidung über 
die Bewilligung der GA-Förderung. Änderungen der Regelungen über Voraussetzungen, Art und Intensität der För-
derung durch Verabschiedung eines neuen Rahmenplans oder während der Laufzeit eines geltenden Rahmenplans 
gelten für alle Anträge, die nach dem Zeitpunkt der Veröffentlichung der Änderungen im Bundesanzeiger gestellt 
werden, es sei denn, die Neuregelung enthält eine insoweit abweichende Bestimmung über die zeitliche Geltung32. 
 

1.2 Förderverfahren 

1.2.1 Die GA-Mittel werden als Zuschüsse auf Antrag gewährt. Anträge müssen vor Beginn des Vorhabens bei ei-
ner zur Entgegennahme von Anträgen berechtigten Stelle33 gestellt werden. Anträge sind auf amtlichem Formular34 
zu stellen.  

Beginn des Vorhabens ist grundsätzlich der Abschluss eines der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- oder 
Leistungsvertrages. Bei Baumaßnahmen gelten Planung und Bodenuntersuchung sowie sonstige vorbereitende 
Maßnahmen, auch Planungs- und Beratungsleistungen nach Ziffer 4.4 nicht als Beginn des Vorhabens. Der Grund-
erwerb, mit Ausnahme von Einrichtungen nach Ziffern 3.2.6 und 3.2.7, ist nicht als Beginn des Vorhabens anzuse-
hen. 

Zeitpunkt der Anschaffung ist der Zeitpunkt der Lieferung. Ist Gegenstand eines Kaufvertrages über ein Wirt-
schaftsgut auch dessen Montage durch den Verkäufer, so ist das Wirtschaftsgut erst mit der Beendigung der Monta-
gearbeit geliefert. Zeitpunkt der Herstellung ist der Zeitpunkt der Fertigstellung. Ein Wirtschaftsgut ist fertig ge-
stellt, sobald es seiner Zweckbestimmung entsprechend genutzt werden kann. Die Begriffe „Anschaffung“ und 
„Herstellung“ sind im steuerrechtlichen Sinn zu verstehen35. 

1.2.2 Antragsberechtigt für die Förderung des Ausbaus der wirtschaftsnahen Infrastruktur (Ziffer 3) und sonstiger 
Maßnahmen nach Ziffer 4 ist der Träger. 
 

1.3  Vorförderungen 

Öffentliche Finanzierungshilfen, die dem Antragsteller in früheren Jahren gewährt wurden, sind bei der Entschei-
dung über die Anträge zu berücksichtigen. 
 

1.4  Prüfung von Anträgen 

Vor der Gewährung von GA-Mitteln ist zu prüfen, ob 

                                                 
31 Vgl. Anhang 14. 
32 Veröffentlichung auch unter www.bmwi.de. 
33 Siehe Erläuterungen zum Antragsformular, Anhang 7. 
34 Das amtliche Formular ist in Anhang 7 abgedruckt.  
35 Einkommenssteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Oktober 2002 (BGBl I, S. 4210, (2003 I, 

S. 179, 2006 I, S. 1095) sowie Einkommenssteuer-Richtlinie, jeweils in der geltenden Fassung. 
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1.4.1 beim Investitionsvorhaben die Ziele der Raumordnung beachtet sowie die Grundsätze und sonstigen Erfor-
dernisse der Raumordnung berücksichtigt worden sind;  

1.4.2 das Vorhaben von den zuständigen Behörden gebilligt worden ist; 

1.4.3 die Verhütung oder weitest mögliche Beschränkung schädlicher Emissionen (vor allem Luft-, Wasser- und 
Bodenverunreinigungen, Lärm) sowie die ordnungsgemäße Behandlung der Abfälle bei der Inbetriebnahme des 
unmittelbar geförderten Projektes oder derjenigen gewerblichen Betriebsstätten, die auf mit GA-Mitteln erschlosse-
nen Industrie- oder Gewerbeflächen errichtet werden, gewährleistet ist; 

1.4.4 das Investitionsvorhaben 

• den in den Bauleitplänen nach dem Baugesetzbuch (BauGB) festgelegten Entwicklungsvorstellungen der Ge-
meinde bzw. mehrerer benachbarter Gemeinden entspricht; sind Bauleitpläne nicht vorhanden, muss das Vorha-
ben nach Maßgabe der bauplanungsrechtlichen Zulässigkeitsvorschriften (§§ 29 ff BauGB) zulässig sein; 

• mit städtebaulichen Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen nach dem Baugesetzbuch in Verbindung steht 
und - soweit das der Fall ist - die angestrebten städtebaulichen Zielsetzungen unterstützt (§§ 139, 149 BauGB, § 
165 Abs. 4, § 171 BauGB, §§ 164 a und b BauGB); 

• mit den Ergebnissen der agrarstrukturellen Vorplanung, die entsprechend den Fördergrundsätzen der Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ erstellt worden ist, in Einklang steht. 

 
 
2.  Rückforderungsgrundsätze 

Der Zuwendungsbescheid ist zu widerrufen und die bereits gewährten Fördermittel sind vom Zuwendungsempfän-
ger zurückzufordern, wenn dem Zuwendungsbescheid zugrunde liegende Fördervoraussetzungen des Rahmenplans 
nach Abschluss des Investitionsvorhabens oder der Maßnahme nicht erfüllt sind. 
 
 
3.  Ausbau der Infrastruktur 
 

3.1  Grundsätze der Förderung 

3.1.1 Förderhöchstsatz 

Die Förderung beträgt bis zu 90 Prozent der förderfähigen Kosten. 

3.1.2 Der Träger dieser Maßnahmen ist in vollem Umfang für die rahmenplankonforme Abwicklung des Vorha-
bens verantwortlich und haftet dementsprechend gegenüber dem Zuwendungsgeber für den Fall einer etwaigen 
Rückforderung. 

3.1.3 Als Träger werden vorzugsweise Gemeinden und Gemeindeverbände gefördert. Juristische Personen, die 
steuerbegünstigte Zwecke verfolgen, können mit kommunalen Trägern gleichbehandelt werden, wenn die Voraus-
setzungen der §§ 51 bis 68 Abgabenordnung36 erfüllt sind, und dies vom Finanzamt anerkannt ist. Träger können 
auch natürliche und juristische Personen sein, die nicht auf Gewinnerzielung ausgerichtet sind. Sofern beim Träger 
Gewerbebetriebe beteiligt sind, muss der Anteil der kommunalen bzw. steuerbegünstigten Beteiligten überwiegen. 
In diesem Fall ist eine Besicherung eventueller Haftungs- oder Rückforderungsansprüche in geeigneter Form vorzu-
sehen. 

3.1.4 Der Träger kann die Ausführung, den Betrieb und die Vermarktung des Infrastrukturprojektes sowie das Ei-
gentum an dem Infrastrukturprojekt an natürliche oder juristische Personen, die auf Gewinnerzielung ausgerichtet 
sind, unter Beachtung der Vorschriften zur Vergabe von öffentlichen Aufträgen übertragen; dann müssen folgende 
Voraussetzungen erfüllt sein: 

• Die Förderziele der GA werden gewahrt. 
• Die Interessen des Trägers werden gewahrt, indem dieser ausreichenden Einfluss auf die Ausgestaltung des Pro-

jektes behält. 

                                                 
36 Abgabenordnung vom 16. März 1976 neu bekannt gemacht am 1. Oktober 2002 (BGBl. I, S. 3866; 2003 I, S. 61) 

in der jeweils geltenden Fassung . 
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• Die wirtschaftliche Aktivität des Betreibers hat sich auf den Betrieb bzw. die Vermarktung der Infrastrukturein-
richtung zu beschränken. Er darf die Infrastruktureinrichtung nicht eigenwirtschaftlich nutzen. 

3.1.5 Vor Bewilligung der Fördermittel sollte der Träger der Infrastrukturmaßnahme prüfen, ob und inwieweit die 
Einschaltung privater Unternehmer Kosten- und/oder Zeitersparnisse bei der Erbringung der öffentlichen Infrastruk-
turleistungen ermöglicht. Diese Prüfung sollte auf der Grundlage eines Interessenbekundungsverfahrens erfolgen. 

3.1.6 Betreiber und Nutzer dürfen weder rechtlich, wirtschaftlich noch personell verflochten sein.  

3.1.7 Träger und ggf. Betreiber der Infrastrukturmaßnahme sind an die Erfüllung der im Rahmenplan genannten 
Voraussetzungen nach Fertigstellung für eine Dauer von nicht kürzer als 15 Jahren gebunden. 

3.1.8 Kosten des Grunderwerbs und Maßnahmen zugunsten des großflächigen Einzelhandels sind nicht förderfä-
hig.  

3.1.9 Maßnahmen des Bundes und der Länder werden nicht gefördert. 
 

3.2  Förderfähige Infrastrukturmaßnahmen 

Folgende Maßnahmen kommen für eine Förderung in Frage, wobei diese zielgerichtet und vorrangig förderfähigen 
Betrieben zur Verfügung gestellt werden sollen: 

3.2.1 Die Erschließung und Wiederherrichtung von Industrie- und Gewerbegelände 

Hierzu gehören auch Umweltschutzmaßnahmen und die Beseitigung von Altlasten, soweit sie in einem unmittelba-
ren sachlichen Zusammenhang mit der Maßnahme stehen, für deren Umsetzung erforderlich und wirtschaftlich ver-
tretbar sind. Die mit Fördermitteln der GA erschlossenen Industrie- und Gewerbegelände werden nach öffentlicher 
Verkaufsbemühung, wie z.B. Hinweistafeln auf dem Gewerbegebiet, Veröffentlichung in der Gewerbegebietsliste 
und in überregionalen Tageszeitungen, Einschaltung eines überregional tätigen Maklers zum Marktpreis an den bes-
ten Bieter verkauft37. Soweit der Verkaufspreis die Kosten für den Grundstückserwerb, zuzüglich des Eigenanteils 
des Trägers an den Erschließungskosten überschreitet, ist der gewährte Zuschuss um den übersteigenden Teil zu 
kürzen. 

3.2.2 Die Errichtung oder der Ausbau von Verkehrsverbindungen zur Anbindung von Gewerbebetrieben oder von 
Gewerbegebieten an das überregionale Verkehrsnetz. 

3.2.3 Die Errichtung oder der Ausbau von Energie- und Wasserversorgungsleitungen und –verteilungsanlagen 
sowie von Kommunikationsleitungen (bis zur Anbindung an Netz bzw. nächsten Knotenpunkt). 

In Gebieten, in denen ein Wettbewerb zwischen mehreren Anbietern dieser Leistungen besteht, bzw. gewerbliche 
Angebote zur Infrastrukturbereitstellung vorliegen, erfolgt keine Förderung. 

3.2.4 Die Errichtung oder der Ausbau von Anlagen für die Beseitigung bzw. Reinigung von Abwasser und Ab-
fall38. 

3.2.5 Die Geländeerschließung für den Tourismus sowie öffentliche Einrichtungen des Tourismus.  

Öffentliche Einrichtungen des Tourismus sind Basiseinrichtungen der Infrastruktur des Tourismus, die für die Leis-
tungsfähigkeit und wirtschaftliche Entwicklung von Tourismusbetrieben von unmittelbarer Bedeutung sind und ü-
berwiegend dem Tourismus dienen. 

3.2.6 Die Errichtung oder der Ausbau von Einrichtungen der beruflichen Ausbildung, Fortbildung und Umschu-
lung.  

Hierbei sind ausnahmsweise die Kosten für den Erwerb vorhandener Gebäude (einschließlich betriebsnotwendigem 
Grund und Boden) förderfähig. 

                                                 
37 Zur Ermittlung des Marktpreises wird die Mitteilung betreffend Elemente staatlicher Beihilfe bei Verkäufen von 

Bauten oder Grundstücken durch die öffentliche Hand (ABl. EG Nr. C 209/2 vom 10. Juli 1997) beachtet. 
38 Infrastrukturvorhaben aus dem Bereich Entsorgung, Beseitigung und Verwertung von gewerblichen Abfällen sind 

vor Bewilligung bei der Europäischen Kommission zu notifizieren. 
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3.2.7 Die Errichtung oder der Ausbau von Gewerbezentren, die kleinen Unternehmen39 in der Regel für fünf, aber 
nicht mehr als acht Jahre Räumlichkeiten und Gemeinschaftsdienste bereitstellen (Forschungs-, Telematik-, Tech-
nologie-, Gründerzentren bzw. -parks u. ä.).40  

Hierbei sind ausnahmsweise die Kosten für den Erwerb vorhandener Gebäude (einschließlich betriebsnotwendigem 
Grund und Boden) förderfähig. 
 

3.3  Beihilferechtliche Vereinbarkeit der Maßnahmen 

Es liegt in der Verantwortung der Länder, die Maßnahmen unter Beachtung des Beihilferechts auszugestalten. Die 
Bestimmungen im Anhang 3 sind verbindlich.  
 
 
4. Integrierte regionale Entwicklungskonzepte und Regionalmanagement, Kooperationsnetz-

werke und Clustermanagement, Förderung von Planungs- und Beratungsleistungen 
 

4.1 Integrierte regionale Entwicklungskonzepte 

Die Fördergebiete legen ihren Entwicklungsanstrengungen möglichst ein integriertes regionales Entwicklungskon-
zept, das auf einer breiten Zustimmung in der Region beruht, zugrunde. In dem Entwicklungskonzept sollen - auf 
Basis der notwendigen Eigenanstrengungen der Region - die für die regionale Entwicklung bzw. Umstrukturierung 
besonders wichtigen Maßnahmen der verschiedenen Politikbereiche und der verschiedenen Politikebenen entspre-
chend den jeweiligen regionsspezifischen Anforderungen gewichtet und aufeinander abgestimmt werden. Das Ent-
wicklungskonzept soll, aufbauend auf einer Analyse der regionalen Ausgangslage (Stärken-, Schwächenanalyse), in 
erster Linie 

• die Entwicklungsziele und Handlungsprioritäten der Region festlegen, 

• die vorgesehenen Entwicklungsanstrengungen der Region sowie Abstimmung und Verzahnung der notwendigen 
Entwicklungsmaßnahmen der verschiedenen Politikbereiche und Politikebenen darstellen, 

• die vorrangigen Entwicklungsprojekte aufführen. 

Die Länder wirken in angemessener Weise auf die Regionen ein, um solche Konzepte zu erarbeiten. Sie geben da-
bei den Regionen mit den größten Entwicklungs- bzw. Umstrukturierungsproblemen Priorität. Das jeweilige Land 
und der Bund können sich an der Erarbeitung der Entwicklungskonzepte beteiligen. 

Die Länder nutzen die von den Regionen vorgelegten Entwicklungskonzepte zur Beurteilung des Entwicklungsbei-
trags und der Dringlichkeit der zur Förderung beantragten Projekte aus den Regionen. Anträge, die sich in schlüssi-
ge Entwicklungskonzepte einfügen, sollen vorrangig gefördert werden. 

Die Erstellung integrierter regionaler Entwicklungskonzepte kann mit bis zu 90 Prozent der Projektkosten gefördert 
werden. Die Beteiligung mit GA-Mitteln darf einen Höchstbetrag von 50.000 Euro nicht überschreiten. 
 

4.2 Regionalmanagement 

Um die regionalen Entwicklungsprozesse in besonders strukturschwachen Regionen auf eine breitere Grundlage zu 
stellen und zu beschleunigen, kann ein Regionalmanagement auf Ebene der Kreise und kreisfreien Städte als zeit-

                                                 
39 Sofern die Unternehmen einem innovativen Wirtschaftszweig (z. B. High-tech-Branche) angehören, können sich 

auch mittlere Unternehmen ansiedeln. Definition gemäß Anhang 1 der Verordnung (EG) Nr. 364/2004 (ABl. EG 
L 63/22 vom 28. Februar 2004) in der jeweils geltenden Fassung. 

40 Sofern Beihilfeelemente auf der Ebene der Nutzer enthalten sind, sind die Höchstgrenzen der Verordnung (EG) 
Nr. 1998/2006 der Kommission vom 13. Dezember 2006 über die Anwendung der Art. 87 und 88 EG-Vertrag auf 
„De-minimis“-Beihilfen (ABl. EG L 379/5 vom 28. Dezember 2006) in der geltenden Fassung bzw. hinsichtlich 
von Beratungsleistung die Verordnung (EG) Nr. 70/2001 der Kommission vom 12. Januar 2001 über die Anwen-
dung der Art. 87 und 88 EG-Vertrag auf staatliche Beihilfen an kleine und mittlere Unternehmen (ABl. EG L 
10/33 vom 13. Januar 2001) i. V. m. Verordnung (EG) Nr. 1976/2006 der Kommission vom 20. Dezember 2006 
(ABl. EG L 368/85 vom 23. Dezember 2006, befristet bis 30. Juni 2008) einzuhalten. 
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lich befristetes Projekt und möglichst in Anbindung an die Wirtschaftsförderungseinrichtungen installiert werden, 
das dazu beiträgt: 

• integrierte regionale Entwicklungskonzepte zu entwickeln und vor allem umzusetzen, 
• regionale Entwicklungsprojekte zu identifizieren und zu befördern, 
• regionale Konsensbildungsprozesse in Gang zu setzen, 
• regionale Netzwerke, Bündnisse, Verbundprojekte, Innovationscluster u. Ä. aufzubauen, 
• verborgene regionale Beschäftigungs- und Wachstumspotenziale zu mobilisieren. 

Die Länder können sich an den Ausgaben der Kreise bzw. kreisfreien Städte für Regionalmanagement-Vorhaben in 
einer Anlaufphase der Vorhaben von maximal drei Jahren mit jährlich bis zu 200.000 Euro beteiligen. Diese Förde-
rung kann mit besonderer Begründung max. drei weitere Jahre, aber nicht länger als bis zum 30. Juni 200741, zu 
denselben Bedingungen fortgesetzt werden. Die Kreise bzw. kreisfreien Städte tragen mindestens 20 Prozent der 
Ausgaben für das Regionalmanagement. 

Die Kreise bzw. kreisfreien Städte können die Regionalmanagement-Dienstleistungen bei privaten Dienstleistungs-
erbringern erwerben. Wenn das Regionalmanagement durch Mitarbeiter des Kreises bzw. der kreisfreien Städte ge-
leistet wird, sind lediglich solche Ausgaben förderfähig, die im Zusammenhang mit der Neueinstellung von zusätz-
lichem Personal für das Regionalmanagement entstehen.  

Die Länder holen für die einzelnen Fördervorhaben die vorherige Zustimmung des Unterausschusses ein. 

Förderanträge im Rahmen dieses Modellprojektes können bis zum 31. Dezember 2006 bewilligt werden.41 
 

4.3  Kooperationsnetzwerke und Clustermanagement 

Durch Kooperationsnetzwerke und Clustermanagement kann die regionale und überregionale Zusammenarbeit zwi-
schen Unternehmen und wirtschaftsnahen Einrichtungen zielgerichtet unterstützt werden. Eine intensivere Zusam-
menarbeit zwischen den verschiedenen Akteuren soll die vorhandenen Potenziale stärken und die Wettbewerbsfä-
higkeit der Regionen erhöhen. Ziele sind insbesondere: 

• gemeinsame Initiativen zur Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen Unternehmen, Einrichtungen und regi-
onalen Akteuren anzustoßen, 

• Informationsnetzwerke zwischen Unternehmen aufzubauen, 
• den Technologietransfer zwischen Unternehmen und wirtschaftsnahen Einrichtungen auszubauen,  
• externes Wissen in den Innovationsprozess der Unternehmen einzubinden, 
• den Zugang zum Know-how anderer Unternehmen zu erleichtern; 
• die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen, vor allem von kleinen und mittleren Unternehmen, zu verbessern. 

Die Länder können sich an den Ausgaben für Kooperationsnetzwerke und Clustermanagement in einer Anlaufphase 
von maximal drei Jahren mit insgesamt bis zu 300.000 € je Vorhaben beteiligen. Projekte mit mindestens fünf Part-
nern können mit bis zu 500.000 € gefördert werden. 

Träger sind Zusammenschlüsse oder Vereinigungen von mindestens drei Partnern, davon mindestens ein Unter-
nehmen der gewerblichen Wirtschaft sowie z.B. wirtschaftsnahe Einrichtungen, sonstige regionale Akteure, mit 
dem Ziel, Kooperationsnetzwerke oder Clustermanagement-Projekte aufzubauen und umzusetzen. Der diskriminie-
rungsfreie Zugang von weiteren Partnern ist sicherzustellen. 

Förderfähig sind nur die beim Träger anfallenden Ausgaben zum Aufbau überbetrieblicher Strukturen und zur 
Durchführung des Netzwerk-Managements (Personal- und Sachkosten). Betriebliche Aufwendungen von beteilig-
ten Unternehmen sind nicht förderfähig. 
Die Finanzierung mit öffentlichen Fördermitteln kann bis zu 70 Prozent der förderfähigen Kosten betragen. Der 
Träger muss angemessene finanzielle Beiträge von den Partnern, insbesondere von den eingebundenen Unterneh-
men, erhalten, um die Nachhaltigkeit der Projekte sicherzustellen.  

Die Länder holen für die einzelnen Fördervorhaben die vorherige Zustimmung des Unterausschusses ein. 

Förderanträge im Rahmen dieses Modellprojekts können bis zum 31. Dezember 2008 gestellt werden. 

                                                 
41 Zeitliche Befristung entfällt, sofern durch die Novellierung des Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe „Ver-

besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ der Maßnahmenkatalog entsprechend erweitert wird. 
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4.4 Förderung von Planungs- und Beratungsleistungen 

Mit Ausnahme der Bauleitplanung können Planungs- und Beratungsleistungen gefördert werden, die die Träger zur 
Vorbereitung/Durchführung förderfähiger Infrastrukturmaßnahmen von Dritten in Anspruch nehmen, sofern sie 
nicht von anderen Ressorts zu finanzieren sind. Die Beteiligung aus GA-Mitteln kann für eine Maßnahme bis zu 90 
Prozent der Kosten, maximal 100.000 Euro, betragen. 
 
 
5.  Übergangsregelung 
 

Verlieren Gebiete ihre Eigenschaft als Fördergebiet, können Förderhilfen weiter gezahlt werden, wenn die Bewilli-
gung der Förderhilfe bis zum Zeitpunkt des Ausscheidens des Gebiets als Fördergebiet erteilt wurde. 
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C. Beteiligung mit GA-Mitteln an Ländermaßnahmen: nicht-investive Unternehmensakti-

vitäten und Bürgschaften 
 
 
1. Ergänzende Förderung von nicht-investiven Unternehmensaktivitäten zur Stärkung der 

Wettbewerbsfähigkeit und Innovationskraft von kleinen und mittleren Unternehmen 
 

1.1  Voraussetzungen, Maßnahmebereiche 

Zur Stärkung der Wettbewerbs- und Anpassungsfähigkeit sowie der Innovationskraft von kleinen und mittleren Un-
ternehmen (KMU) in den GA-Fördergebieten können GA-Mittel auch eingesetzt werden, um Fachprogramme der 
Länder zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit und Innovationskraft der Wirtschaft zu unterstützen. 

Die GA-Mittel werden entweder zur finanziellen Verstärkung des Wirtschaftsförderprogramms (Erhöhung des Fi-
nanzmittelvolumens) oder zur Verbesserung seiner Förderkonditionen/-sätze zusätzlich eingesetzt, soweit dies bei-
hilferechtlich zulässig ist. 

Für die Unterstützung aus GA-Mitteln kommen folgende Bereiche in Betracht: 

1.1.1 Beratung 

Die GA kann sich an der Förderung von Beratungsleistungen beteiligen, die von externen und qualifizierten Sach-
verständigen für betriebliche Maßnahmen erbracht werden, die für das Unternehmen und seine weitere Entwicklung 
von Gewicht sind und sich von Maßnahmen der laufenden, normalen Geschäftstätigkeit deutlich abheben. 

Die aus GA-Mitteln finanzierte Beteiligung kann bis zu 50.000 Euro pro Förderfall betragen. 

1.1.2 Schulung 

Die GA kann sich an der Förderung von Schulungsleistungen beteiligen, die von Externen für Arbeitnehmer er-
bracht werden. Die Schulungsleistungen müssen auf die betrieblichen Bedürfnisse des antragstellenden Unterneh-
mens ausgerichtet sein und die Arbeitnehmer auf Anforderungen vorbereiten, die zur Stärkung der Wettbewerbsfä-
higkeit des Unternehmens und für seine weitere Entwicklung von Gewicht sind. 

Die aus GA-Mitteln finanzierte Beteiligung kann bis zu 50.000 Euro pro Förderfall betragen. 

1.1.3 Humankapitalbildung 

Die GA kann sich an der Förderung der qualitativen Verbesserung der Personalstruktur kleiner und mittlerer Unter-
nehmen beteiligen, die durch die Ersteinstellung und Beschäftigung von Absolventen/innen einer Fachhochschule 
oder einer wissenschaftlichen Hochschule erzielt wird. 

Die aus GA-Mitteln finanzierte Beteiligung ist auf zwei Jahre begrenzt und kann pro Förderfall im ersten Jahr bis zu 
20.000 Euro und im zweiten Jahr bis zu 10.000 Euro betragen. 

1.1.4 Angewandte Forschung und Entwicklung 

Die GA kann sich an der Förderung betrieblicher Vorhaben, durch die neue Produkte, Produktionsverfahren, Pro-
zessinnovationen oder Dienstleistungen entwickelt werden, beteiligen. 

Die aus GA-Mitteln finanzierte Beteiligung kann bis zu 500.000 Euro pro Förderfall betragen. 

1.1.5 Markteinführung von innovativen Produkten 

Die GA kann sich an der Förderung betrieblicher Aufwendungen beteiligen, die in unmittelbarem Zusammenhang 
mit der Markteinführung von innovativen Produkten stehen, die durch eigene FuE-Leistungen bis zur Marktreife 
entwickelt wurden. 

Die aus GA-Mitteln finanzierte Beteiligung kann bis zu 100.000 Euro pro Förderfall betragen. 
 

1.2  Begünstigte Unternehmen, Verfahren 

Förderfähig sind kleine und mittlere Unternehmen, die den Primäreffekt erfüllen.  
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Die Verstärkung der Förderung kann in diesen Bereichen mit GA-Mitteln vorgenommen werden, wenn sich die ent-
sprechenden Länderprogramme nicht mit Bundesprogrammen überschneiden und der Bund oder die Mehrheit der 
Länder keinen Einspruch erheben. 
 
 
2.  Übernahme von Bürgschaften 
 

2.1 Gewährung modifizierter Ausfallbürgschaften 

Für Investitionsvorhaben, welche die Voraussetzungen für eine Förderung mit GA-Mitteln erfüllen, können modifi-
zierte Ausfallbürgschaften von den Ländern gewährt werden. Der Bund übernimmt hierfür mit gesonderter Erklä-
rung bis zum Gesamtbetrag von zehn Millionen Euro je Einzelfall und Jahr eine Garantie von 50 Prozent42. 
 

2.2 Grundsätze für die Übernahme von Bürgschaften 

Bei der Übernahme einer Bürgschaft beachten die Länder folgende Grundsätze: 

2.2.1 Die Bürgschaften werden für Kredite an Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft übernommen, die zur Fi-
nanzierung von förderfähigen Investitionen dienen. Eine anderweitige Finanzierung der mit Bürgschaftshilfen zu 
fördernden Vorhaben darf nicht möglich sein. 

2.2.2 Die Bürgschaften dürfen 80 Prozent der zu gewährenden Kredite nicht übersteigen. 

2.2.3 Die Laufzeit der Bürgschaft soll 15 Jahre nicht überschreiten. 

2.2.4 Die Bürgschaftskredite werden - soweit möglich - durch Grundpfandrechte abgesichert. Sofern dies nicht 
möglich ist, sind sonstige zumutbare Sicherheiten zu fordern. 

2.2.5 Die Zinsen der verbürgten Kredite dürfen nicht über den marktüblichen Zinsen liegen. 

2.2.6 Die Verbürgung von Haushaltsmitteln des Bundes und der Länder sowie die Übernahme von Bürgschaften 
in Sanierungsfällen sind ausgeschlossen. 
 

                                                 
42 Siehe dazu die Garantieerklärung des Bundes im Anhang 5. 
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D. Zusammenwirken von Bund und Ländern 
 
 
Zusammenwirken von Bund und Ländern 
 

1. Es ist Sache der Länder, im Rahmen dieser Regelungen eigene Förderschwerpunkte unter Berücksichtigung re-
gionaler Bedürfnisse und Prioritäten zu setzen. 

Die Länder stellen in ihrer Anmeldung zum Rahmenplan die beabsichtigten Förderschwerpunkte dar. Sie unterrich-
ten den Bund und die übrigen Länder über die landesinternen GA-Förderrichtlinien. Dem Unterausschuss ist Gele-
genheit zur Beratung zu geben. 
 

2. Die Länder melden dem Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle innerhalb von vier Wochen nach Ertei-
lung eines Bewilligungsbescheides, nach Abschluss der Verwendungsnachweiskontrolle und nach Prüfung der tat-
sächlichen Arbeitsplatzeffekte (5 Jahre nach Investitionsabschluss)43 die GA-Förderfälle zur statistischen Auswer-
tung. Sie unterrichten das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie über die Inanspruchnahme der För-
dermittel. Diese Meldungen erfolgen monatlich. 
 

3. Die Länder berichten dem Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie bis zum 31. März eines jeden 
Jahres über die von der Gemeinschaftsaufgabe im Vorjahr geförderten Maßnahmen sowie Rückzahlungen, und 
zwar getrennt nach Normalförderung sowie Sonderprogrammen. 

Die Berichte enthalten auch eine Zusammenstellung der Überschreitungen der 30-Tage-Frist nach Ziffer 6 und ggf. 
der Höhe der Zinsen. 

Des Weiteren berichten sie über die Verwendung der Fördermittel des Landes und der ergänzenden GA-Förderung 
in den in Teil C aufgeführten Wirtschaftsförderprogrammen. Sie legen in diesem Zusammenhang insbesondere dar, 
wie der zusätzliche Einsatz der GA-Mittel erreicht worden ist. Die Berichte enthalten darüber hinaus Angaben über 
die GA-Titel im Haushaltsplan des laufenden Jahres und zum Jahresabschluss des Vorjahres. 
 

4. Die Länder teilen dem Begünstigten die Höhe der ihm im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe zufließenden Bun-
desmittel in geeigneter Weise (z. B. Erläuterung im Zuwendungsbescheid) mit. Sie unterrichten das Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Technologie jährlich über alle Einzelfälle von Rückzahlungen von GA-Mitteln durch die 
Subventionsempfänger. 
 

5. Die Länder erörtern mit den Förderregionen aktuelle Fragen der Regionalentwicklung und die jeweiligen Erfah-
rungen beim Einsatz der GA-Mittel. Bei gravierenden sektoralen Strukturbrüchen sollen das jeweilige Land und die 
betroffene Region gemeinsam, z.B. im Rahmen von Regionalkonferenzen, nach Möglichkeiten suchen, die notwen-
digen Strukturanpassungen wirksam zu unterstützen. Dem Bund ist rechtzeitig Gelegenheit zu geben, sich an diesen 
Diskussionen zu beteiligen. 
 

6. Die Länder leiten die Bundesmittel unverzüglich, spätestens innerhalb von 30 Tagen nach Wertstellung bei den 
Landeskassen, an die Letztempfänger weiter. Bundesmittel, die innerhalb von 30 Tagen nicht an Letztempfänger 
ausgezahlt werden, sind entweder an die Bundeskasse zurückzuzahlen oder  für die Zeit ab dem 31. Tag nach Wert-
stellung bei der Landeskasse bis zur zweckentsprechenden Verwendung bzw. bis zur Rücküberweisung an die Bun-
deskasse mit dem Zinssatz für Kredite des Bundes zur Deckung von Ausgaben zu verzinsen. Die vorgenannte Ver-
zinsungsregelung gilt nicht für Bundesmittel, deren Wertstellung bei der Landeskasse im Monat Dezember erfolgt. 
Wenn Bundesmittel nach Wertstellung bei den Ländern nicht bis zum 31. Januar des folgenden Jahres an  
Letztempfänger ausgezahlt werden, sind diese unverzüglich an den Bund zurückzuerstatten und können für die GA-
Förderung nicht mehr eingesetzt werden. Vom 1. Februar bis zur Rücküberweisung an die Bundeskasse sind die 
Bundesmittel mit dem Zinssatz nach § 11 Abs. 4 des Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur“ zu verzinsen. 
 
                                                 
43 Für alle Bewilligungen (gewerbliche Wirtschaft) ab 1. Januar 2002. 
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7. Für die auch im europäischen Rahmen geforderte verstärkte Transparenz von Fördermaßnahmen kann der Bund 
im Einvernehmen mit dem jeweiligen Land oder das jeweilige Land Angaben über den Empfänger der Zuwendung, 
über das Vorhaben und über die Höhe des Zuschusses in geeigneter Form veröffentlichen. 
 




